


Institut für Vermögensschutz
Abhandlungen zum Wealth Management
Fachbücher Band 2

Herausgegeben von

Professor Dr. iur. Dr. rer. pol. Olaf Gierhake
Lehrbeauftragter an der Universität Liechtenstein

Diese Schriftenreihe soll als Forum für wissenschaftliche und
praxisorientierte Arbeiten im grenzüberschreitenden Wealth
Management für Privatpersonen im deuschsprachigen Raum
dienen. Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf
interdisziplinären Ausarbeitungen im internationalen
Steuerrecht, im Gesellschafts-, Stiftungs- und Trustrecht
sowie im Bereich des Asset Managements



Vorwort
Für viele Unternehmer und vermögende Privatpersonen ist
die Unternehmens- und Vermögensnachfolge eine
schwierige Herausforderung. Häufig sind keine geeigneten
Nachfolger vorhanden, die sich für die Übernahme des
Unternehmens interessieren. Der lebzeitige Verkauf des
Unternehmens, z.B. an einen Finanzinvestor oder einen
Konkurrenten, ist für viele Unternehmer keine Option. Auch
sonst stellt sich die Frage, was mit dem mühsam
erarbeiteten Familienvermögen langfristig geschehen soll. In
dieser Situation stellt sich die Frage, ob die Übertragung des
Unternehmens und/oder anderer Vermögenswerte aus dem
Familienvermögen auf eine Stiftung eine hinreichend flexible
Option darstellt, die sich laufend ändernden
Rahmenbedingungen des Unternehmens einerseits und die
wirtschaftlichen Bedürfnisse und Vorstellungen der
Familienmitglieder andererseits zu berücksichtigen.

Innerhalb Europas stehen schon innerhalb des deutschen
Sprachraums mehrere alternative Stiftungsjurisdiktionen zu
Verfügung. Das vorliegende Buch zeigt, dass sich die
verschiedenen Stiftungsstandorte in unterschiedlichem
Masse für die recht komplexe Aufgabe einer langfristig
angelegten Unternehmens- und Vermögensnachfolge und
den Schutz des Familienvermögens eignen. Beleuchtet
werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede der
Stiftungsjurisdiktionen Deutschland, Österreich und
Liechtenstein, grenzüberschreitende steuerrechtliche Fragen
und Fragen der internationalen Asset Protection, stets aus
der Perspektive eines deutschen Rechtsanwenders.

Das vorliegende Buch entstand nach meiner
sechsjährigen Tätigkeit für eine



liechtensteinisch/schweizerische Firmengruppe, die leitende
Tätigkeiten im Bereich der steuerlichen und rechtlichen
Strukturierung des Privatvermögens von Unternehmern aus
dem deutschsprachigen Europa umfasste, u.a. als
Treuhänder von Unternehmensbeteiligungen,
Vermögensverwalter von Bankanlagen und als Vorstand
eines auf vermögende Privatkunden spezialisierten
Lebensversicherungsunternehmens. Ich hatte zudem die
Gelegenheit, meine Kenntnisse in den für das vorliegende
Buch relevanten Wissensgebieten durch die Absolvierung
zweier Fortbildungsstudiengänge zum internationalen
Steuerrecht und zum Gesellschafts-, Stiftungs- und
Trustrecht an der Universität Liechtenstein sowie in einem
rechtswissenschaftlichen Promotionsstudium an der
Technischen Universität Chemnitz zu vertiefen. Inzwischen
konnten eine Reihe von Praxiserfahrungen bei der
grenzüberschreitenden Begründung von Stiftungen in die
Überarbeitung der Dissertationsfassung des Buches, die
2012 erschien, einfliessen.

Vielfältige Hinweise zur Verbesserung des Manuskripts
erhielt ich u.a. von Herrn Prof. Dr. Ludwig Gramlich, Frau
Prof. Dr. Dagmar Gesmann-Nuissl, Herrn Prof. Dr. Helmut
Heiss, LL.M., Herrn Dr. K. Jan Schiffer, Herrn MMag. DDr.
Patrick Knörzer, Herrn Dr. Gerd Kommer, Frau Ute Dürtscher,
LL.M., Herrn Dipl.-Wirtschaftsing. Andreas Ehrle, Frau PD Dr.
Katrin Gierhake, LL.M., und meiner lieben Frau, Dipl.-Kffr.
Anja Gierhake, LL.M.

Gegenüber der Dissertationsfassung wurden verschiedene
redaktionelle Änderungen durchgeführt, die Abschnitte über
die Abkommensberechtigung liechtensteinischer
Rechtsträger unter dem DBA D-FL aktualisiert und die
relevanten Änderungen durch das deutsche
„Jahressteuergesetz 2013“ (AmtshilfeRLUmsG vom
26.6.2013, BGBl. I S. 1809) berücksichtigt.



Das „Institut für Vermögensschutz“ in Rapperswil,
Schweiz, bearbeitet Fraugen der praktischen Umsetzung der
vorgestellten Handlungsoptionen für deutsche
Unternehmer, die sich für die Begründung einer Stiftung im
Ausland interessieren. Ich würde mich freuen, die eine oder
andere Frage, die sich bei der Lektüre ergeben mag, mit
interessierten Lesern zu diskutieren. Meine Email-Adresse
für eine etwa gewünschte Kontaktaufnahme lautet
olaf.gierhake@ifv.li.

Rapperswil, Juni 2014 Olaf Gierhake
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1 Einleitung

1.1 Ausgangssituation des Unternehmers und
vermögender Privatpersonen

Unternehmer1 und vermögende Privatpersonen in
Deutschland stehen heute vor der Aufgabe, ihr vorhandenes
Familienvermögen bestmöglich generationsübergreifend zu
erhalten und vor verschiedenartigen Risiken zu schützen.
Die Beantwortung der Frage, wie dies gelingen kann, hat
nicht nur aus der Perspektive der betroffenen
Persönlichkeiten und deren Familienmitgliedern, sondern
auch gesamtgesellschaftlich eine hohe Bedeutung2, da mit
dem Erfolg und dem Misserfolg3 der Gestaltung einer
mittelständischen Unternehmensnachfolge auch unmittelbar
volkswirtschaftliche Wohlfahrtsfolgen in Deutschland, z. B.
im Bereich von Arbeitsplätzen oder im Bereich des
Steueraufkommens, verbunden sind.

Bei einem typischen deutsche Familienunternehmen4 sind
Familienmitglieder, häufig noch ein das Unternehmen
prägender Firmengründer, substantiell, meist sogar
mehrheitlich an einem oder mehreren mittelständischen
Unternehmen im In- und Ausland beteiligt und in der
Geschäftsführung vertreten. Neben den
Unternehmensbeteilungen sind zumeist noch substanzielle
Vermögenswerte in Form von Immobilien und liquidem
Bankvermögen vorhanden. Die naheliegende Form der
Vermögensnachfolge des Unternehmers ist die Suche und
der Aufbau eines geeigneten Unternehmer- und
Vermögensnachfolgers innerhalb der Familie. Es sind aber
heute nur noch in einer Minderzahl der Fälle geeignete



familieninterne Unternehmernachfolger vorhanden,5 welche
aus Sicht des Unternehmers die erforderlichen
Persönlichkeitsmerkmale, Interessen und
Bildungsvoraussetzungen erfüllen, die für eine erfolgreiche
familieninterne Unternehmensnachfolgelösung erforderlich
wären.6 In einigen Fällen besteht auch ein Unwillen oder
eine Unfähigkeit seitens des Unternehmers, aus den
Familienmitgliedern einen Nachfolger auszuwählen.7

Aus diesen Gründen gewinnen seit Jahren familienexterne
Vermögensnachfolgeszenarien für Unternehmer und
vermögende Privatpersonen an Bedeutung.8 Bei diesen
Szenarien geht das Eigentum am Unternehmen oder an den
unternehmerischen Beteiligungen nicht auf die
Abkömmlinge des Unternehmers über, sondern wird von
Dritten weitergeführt.

In diesem Buch steht das familienexterne
Nachfolgemodell einer in- oder ausländischen Stiftung, also
eines verselbständigten, privatrechtlich organisierten
Zweckvermögens mit Rechtspersönlichkeit, aber ohne
Mitglieder oder Eigentümer,9 im Mittelpunkt. Die Stiftung
übernimmt bei dieser Form der Vermögensnachfolge
wesentliche Beteiligungen10 an in Deutschland ansässigen
Kapitalgesellschaften, Mitunternehmerschaften an
gewerblich tätigen deutschen Personengesellschaften und
gegebenenfalls weitere Vermögenswerte mit der
Zielsetzung, diese in Form einer
Beteiligungsträgerstiftung11, einer
Unternehmensträgerstiftung12 oder auch einer einfachen
Familienstiftung mit Bankanlagen und Immobilien nach dem
Tod des Unternehmers/Stifters fortzuführen.

Das Nachfolgemodell der Stiftung kann gegenüber
anderen alternativen familienexternen
Unternehmensnachfolgeszenarien, wie einem ganzen oder
teilweisen Unternehmensverkauf, einer Liquidation, einer



Verpachtung oder dem Einsatz eines Fremdmanagements13
für den handelnden Unternehmer eine Reihe von Vorteilen
bieten.14 Nach einer empirischen Untersuchung von
Fleschutz15 auf der Basis einer Befragung von 43 Stiftern
deutscher unternehmensverbundener Stiftungen zeigten
sich aus deren Perspektive folgende Motive zur Errichtung
einer Stiftung:

„Unternehmenskontinuität“ (durchschnittlicher
Zustimmungsgrad der befragten Stifter von 4.7 auf
einer Skala von 1-5)16

Das unternehmerische Lebenswerk wird in Form einer
juristischen Person „institutionalisiert“17 und kann damit
auch über die Schaffensperiode des heutigen Unternehmers
hinweg verstetigt werden;18 der Unternehmer kann als
Stifter formale und verbindliche Regeln in Form des
Stiftungszwecks und der Stiftungsreglemente definieren, wie
Unternehmen und Vermögen in seinem Sinne weitergeführt
werden sollen.

„Vorbeugung der Zersplitterung“ (Zustimmungsgrad
4.3)19

Bei familieninternen Vermögensnachfolgeszenarien
verteilen sich die beim heutigen Eigentümer gebündelten
Unternehmensanteile in der nächsten Generation
typischerweise auf mehrere Personen mit potentiell
unterschiedlichen Interessen und unternehmerischen
Fähigkeiten. Die einheitliche unternehmerische
Willensbildung über das Schicksal des Unternehmens
einschließlich der damit verbundenen Arbeitsplätze droht
bei einer herkömmlichen Vermögensnachfolge über
Erbgänge verloren zu gehen.20 Bei einer Stiftung als
verselbständigtem Zweckvermögen mit langfristig
gebündelten Eigentümerrechten über das Unternehmen



oder die Unternehmensbeteiligungen besteht diese Gefahr
nicht.

„Abwendung von Unsicherheiten bezüglich der
Nachfolge“ (Zustimmungsgrad 4.1)21

Verschiedene Interessenslagen von Familienmitgliedern
können zu wirtschaftlich bedingten Streitigkeiten über das
vorhandene Familienvermögen führen, die im Extremfall zur
Notwendigkeit der Veräußerung von Unternehmensanteilen,
z. B. zur Bedienung von Pflichtteilsansprüchen oder zur
Abfindung von güterrechtlichen
Zugewinnausgleichsforderungen bei einer künftigen
Scheidung der Ehe des Unternehmers, führen können.22
Durch die frühzeitige Errichtung einer Stiftung kann zudem
verhindert werden, dass mögliche künftige Gläubiger des
Stifters oder der Begünstigten in Haftungssituationen auf
die in einer Stiftung gebundene Substanz des vorhandenen
Familienvermögens zurückgreifen können.

„Ideelle Gründe“ (Zustimmungsgrad 4.0)23

Die Institutionalisierung der Wünsche des Stifters /
Unternehmers betrifft auch die zweckgebundene
Verwendung der durch das Unternehmen oder das weitere
Familienvermögen erwirtschafteten Erträge. Es kommen hier
sowohl gemeinnützige als auch privatnützige, stets aber
vom Stifter privatautonom festgelegte Zwecke in Betracht.
Die Stiftungsorgane entscheiden anhand des seitens des
Stifters vorgegebenen Stiftungszweckes und der
Begünstigungsregelungen über Leistungszahlungen, die
gemeinnützigen Zwecken, Familienmitgliedern und weiteren
Angehörigen des Stifters oder auch anderweitigen, aus der
Sicht des Stifters verfolgungswürdigen Zwecken zu Gute
kommen sollen.


